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VORLAGE

17/4292
Alle Abg

Der Minister 
Gesundheit und Soziales III"' J Ministerium für Arbeit, iai 
des Landes Nordrhein-Westfalen 4'\!J. 

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales Nordrhein-Westfalen, 40190 Düsseldorf 

An den 
Präsidenten 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 

Herrn Andre Kuper MdL 

Düsseldorf 

7. Bericht zum Anerkennungsgesetz Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

im Mai 2013 hatte der Landtag den Entschließungsantrag der 

Regierungsfraktionen zum Anerkennungsgesetz NRW (Drucksache 

16/2902) angenommen, mit dem die Landesregierung u. a. aufgefordert 

wurde, jährlich einen Bericht zu den gemäß § 22 BQFG NRW zu 

erhebenden Daten vorzulegen. 

Diesem Beschluss komme ich gerne nach und übersende Ihnen den 

diesjährigen Bericht mit der Bitte, die Vorlage den Abgeordneten 

zukommen zu lassen. Ich gehe davon aus, dass insbesondere bei den 

Mitgliedern des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit und Soziales und 

den Mitgliedern des lntegrations-ausschusses ein erhöhtes Interesse an 

der Unterlage besteht. 

Mit freundlichen Grüßen 

1f~✓-~✓~~4#tl'?A-

(Karl-Josef Laumann) 
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MAGS Stabsstelle Berufsanerkennung 

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

7. Bericht 

zum 

Anerkennungsgesetz 

Nordrhein-Westfalen 



1. Einführung: 

Seit Inkrafttreten des Anerkennungsgesetzes Nordrhein-Westfalen mit dem dort unter 

Artikel 1 enthaltenen Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz Nordrhein-Westfalen 

(BQFG NRW) am 28. Mai 2013 ist die Anerkennung ausländischer Berufsqualifikatio­

nen ein anerkanntes Instrument zur Verbesserung der Arbeitsmarktintegration gewor­

den. Gemäß§ 22 BQFG NRW ist über die Verfahren zur Feststellung der Gleichwer­

tigkeit ausländischer Berufsqualifikationen in Nordrhein-Westfalen eine Landesstatistik 

zu führen. Sämtliche Zahlen werden durch den Landesbetrieb Information und Technik 

(IT.NRW- Statistisches Landesamt) erhoben. Der vorgelegte 7. Bericht zum Anerken­

nungsgesetz Nordrhein-Westfalen stellt eine Zusammenfassung dieser Landesstatis­

tik für das Kalenderjahr 2019 dar. 

In Nordrhein-Westfalen richten sich die Anerkennungsverfahren für die meisten Berufe 

nach dem BQFG NRW für landesrechtlich geregelte Berufe. Für einige Berufe erfolgt 

die Anerkennung nach fachgesetzlichen Regelungen wie im Falle von Lehrerinnen und 

Lehrern, Beamtinnen und Beamten. Für bundesrechtlich geregelte Berufe richten sich 

die Anerkennungsverfahren nach dem BQFG (Bund). Vielfach erfolgt die Berufsaner­

kennung aber auch nach fachgesetzlichen Buridesregelungen wie zum Beispiel bei 

den Gesundheitsberufen. 

Für die Durchführung des Verwaltungsverfahrens sind die Länder zuständig, soweit 

der Bund von seiner Regelungskompetenz nach Artikel 84 Absatz 1 Satz 5 Grundge­

setz keinen Gebrauch gemacht hat. Das heißt die Landesregierung ist zum Teil auch 

für die Durchführung des Verwaltungsverfahrens für bundesrechtliche Regelungen zu­

ständig - so zum Beispiel bei der Berufsanerkennung ausländischer Medizinerinnen 

und Mediziner oder bei Pflegefachkräften mit ausländischem Berufsabschluss. Diese 

Zuständigkeit bezieht sich aber nur auf die Durchführung des Verwaltungsverfahrens. 

In Nordrhein-Westfalen sind nahezu alle Ressorts mit dem Thema Berufsanerkennung 

beauftragt. So führt das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales die Fachauf­

sicht über die Bezirksregierungen als zuständige Behörden im Bereich der Anerken­

nung von Gesundheitsberufen mit Approbation sowie den Pflege- und Gesundheits­

fachberufen. Das Ministerium für Schule und Bildung ist zuständig für Lehrerinnen und 

Lehrer, das Ministerium für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration für den Berufs­

zweig der staatlich anerkannten Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, der staatlich 
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anerkannten Sozialpädagoginnen und -pädagogen und der staatlich anerkannten 

Kindheitspädagoginnen und -pädagogen, um nur einige Beispiele für die unterschied­

lichen Zuständigkeiten zu nennen. 

In den vergangenen Jahren rückte die Thematik des Fachkräftemangels verstärkt in 

den Mittelpunkt der öffentlichen Diskussionen. 

Gemäß Fachkräfteengpassanalyse der Bundesagentur für Arbeit herrschte zum 

31.12.2019 in Nordrhein-Westfalen zwar kein flächendeckender Fachkräftemangel, es 

gab jedoch Engpässe an qualifizierten Arbeitskräften in vielen Berufsgruppen. Beson­

ders im Bereich der Gesundheits- und Pflegeberufe, der Berufe des Eisenbahnver­

kehrs sowie der Berufe aus dem Bereich der Information und Kommunikation war die­

ser deutlich zu spüren. Auch bei Berufen der Bauwirtschaft war im Jahr 2019 ein nicht 

unerheblicher Fachkräfteengpass festzustellen. 

Neben einer fundierten Ausbildung und einer zielgerichteten Weiterbildung stellt die 

Anerkennung einer ausländischen Berufsqualifikation die dritte Säule der Fachkräfte­

sicherung in Nordrhein-Westfalen dar. Nur die Kombination aller drei Faktoren bietet 

die Chance, dem Fachkräfteengpass entgegenzuwirken und diesen perspektivisch in 

den Griff zu bekommen. Um diesen Engpässen, welche nicht nur ein nordrhein-west­

fälisches, sondern ein deutschlandweites Problem darstellen, entgegenzuwirken, 

wurde zudem durch den Bund das Fachkräfteeinwanderungsgesetz (FEG) auf den 

Weg gebracht. Das FEG trat zum 01.03.2020 in Kraft. Intention des Gesetzes ist es, 

speziell die Verfahren der Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifikationen 

zu beschleunigen und auf diesem Wege den bestehenden Engpässen entgegenzuwir­

ken. 

Bei all diesen Punkten ist die Beratung der Personen, die an der Anerkennung ihres 

Berufes interessiert sind, ein wichtiger Punkt im Vorfeld des eigentlichen Anerken­

nungsverfahrens. Eine qualifizierte, sach- und fachgerechte Beratung ist für alle am 

Antragsverfahren beteiligten Personen und Behörden eine große Erleichterung und 

dient nicht zuletzt einer beschleunigten und zielführenden Verfahrensabwicklung. 

In der Anerkennungsberatung unterstützen Beraterinnen und Berater bei jedem Schritt 

im Anerkennungsverfahren. Sie helfen unter anderem dabei, 



• sich über das Anerkennungsverfahren und seinen Nutzen zu informieren 

• zu prüfen; ob die Voraussetzungen für ein Verfahren erfüllt sind 

• den deutschen Referenzberuf zu finden 

• die für den eigenen Beruf zuständige Stelle zu finden 

• Dokumente zusammenzustellen und Formulare auszufüllen 

• Kosten einzuschätzen und finanzielle Unterstützungsmöglichkeiten auszuloten. 

Eine Aufrechterhaltung der in Nordrhein-Westfalen bereits gut etablierten und beste­

henden Beratungsangebote ist daher für ein gelingendes Anerkennungsverfahren un­

entbehrlich. Die bundesfinanzierte IQ-Beratung, das deutlich aufgestockte Beratungs­

angebot der Bundesagentur für Arbeit sowie auch die durch das MAGS finanzierte 

BSE-Beratung (BBE = Beratung zur beruflichen Entwicklung) unterstützen die auch 

bei den anerkennenden Stellen existierende Beratung intensiv und sind gut vernetzt. 
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.11. Statistische Entwicklung 

Im Jahr 2019 wurden bei den Prüfungsbehörden in Nordrhein-Westfalen insgesamt 

10.467 Anträge auf Feststellung der Berufsqualifikation bearbeitet. Dies ist ein Anstieg 

von 18 % gegenüber dem Vorjahr. Hiervon bezogen sich 7.953 Anträge auf bundes­

rechtlich geregelte Berufe und 2.514 Anträge auf Berufe nach landesrechtlicher Rege­

lung . In 4.140 Verfahren wurde die volle Gleichwertigkeit der ausländischen Qualifika- · 

tion mit dem deutschen Referenzberuf festgestellt. 1.182 Verfahren wurden negativ 

entschieden . In 2 .868 Fällen wurde eine Ausgleichsmaßnahme angeordnet. In 1.977 

Verfahren war zum Jahresabschluss noch keine Entscheidung ergangen. 300 Verfah­

ren wurden aufgrund fehlender Mitwirkung der antragstellenden Person oder aus sons­

tigen Gründen beendet. 

Entscheidung vor Rechtsbehelf 

Abge- Positiv 
Auflageei-

schlos- - volle Noch keine 
Berufe 

lnsge- männ-
weiblich 

Nega-
Gleich-

ner Aus-
Entschei-

samt lieh 
sene 

tiv gleichmaß-
Verfah- wertig-

nahme 
dung 

ren keit 

Bundes- und Lan-
desregelung alle 10467 4632 5835 8193 1182 4140 2868 197-7 
Berufe 

Bundes- und Lan-
desregelung regle- 7953 3006 4947 6426 255 3303 2868 1287 
mentierte Berufe 

.Bundes- und Lan-
desregelung nicht 2514 1626 888 1764 927 837 690 
reglementierte Be-
rufe 

Bundesregelung 8040 3483 4557 6237 825 2901 2511 1563 
alle Berufe 

Landesregelung 2427 1152 1278 1953 357 1239 357 414 
alle Berufe 

Abbildung 1) -Anerkennungsverfahren1l nach Entscheidung (vor Rechtsbehelf) und Geschlecht 
20192l in Nordrhein-Westfalen 

Die Zahl der Verfahren zur Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen ist 2019 

gegenüber 2018 um 1.596 Anträge gestiegen - das entspricht einem Zuwachs von 18 

%. Seit 2013 ist die Zahl der Anerkennungsverfahren insgesamt um rund 132 % ge­

stiegen. 
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Abbildung 2) -Anerkennungsverfahren1l nach Entscheidung (vor Rechtsbehelf) 20192) im Vergleich 

zu den Vorjahren 

Die meisten Anträge auf Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen wurden po- · 

sitiv entschieden (volle Gleichwertigkeit oder Auflage einer Ausgleichsmaßnahme). 

Der Anteil der abgeschlossenen Anerkennurigsverfahren, die mit der Auflage einer 

Ausgleichsmaßnahme beschieden wurden, ist gegenüber dem Vorjahr gesunken. Al­

lerdings macht der Anteil an allen entschiedenen Verfahren noch immer gut ein Drittel 

aus (34 %) . Der über die Jahre erkennbare Trend , dass die Auflage einer Ausgleichs­

maßnahme in ihrer Bedeutung gewachsen ist, hat sich im Jahr 2019 somit leicht ab­

geschwächt. Bei einem gleichgebliebenen Anteil negativer Entscheidungen konnten 

letztlich mehr Verfahren uneingeschränkt positiv beschieden werden. Der in den Vor­

jahren deutlich erkennbare und stetig anhaltende Rückgang vollständig positiver Ent­

scheidungen von einem Höchstwert von 77 % im ersten Kalenderjahr, in dem das 

BQFG NRW durchweg galt (2014), wurde nunmehr gestoppt. Zwar ist die Zahl der 

Anträge von Personen mit einer Ausbildung innerhalb der EU - mit zum Teil automa­

tischer Anerkennung bei Ausbildungsvorlagen - prozentual betrachtet erneut rückläu­

fig (31, 1 % aller Antragsverfahren gegenüber 33,9 % in 2018). 



Einige Drittstaatenausbildungen, vor allem in den Pflegeberufen, wurden den deut­

schen Ausbildungen jedoch so stark angepasst, dass in vielen Verfahren eine volle 

Gleichwertigkeit der Ausbildung im Drittstaat festzustellen war. 
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Abbildung 3} -Anerkennungsverfahren1l nach Entscheidung (vor Rechtsbehelf), 2013 - 20192l 

Nach wie vor wird der Großteil der Anerkennungsverfahren (78 %) von Antragstellen­

den mit Wohnsitz in Deutschland gestellt, davon haben 96 % ihren Wohnsitz in Nord­

rhein-Westfalen. Aus dem EU-Ausland werden rund 4 % der Anträge gestellt. 

Die Zahl der Anerkennungsverfahren von Antragsteilenden mit Wohnsitz in einem 

Drittstaat ist abermals deutlich gestiegen, von 11 % in 2018 auf 18 % in 2019. 

Wohnort der Antragsteilenden davon mit Wohnort in Deutschland 

• Deutschland • EU Ausland • Drittstaaten • NRW • Sonstige 

Abbildung 4) -Anerkennungsverfahren1l für alle Berufe nach Wohnort der Antragsteilenden 20192l 
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Auch wenn nur rund ein Fünftel Antragsteilenden im Ausland wohnt, so hat ein stark 

steigender Anteil von Antragsteilenden die Staatsangehörigkeit eines Drittstaates. Der 

Anteil der Antragsteilenden mit der Staatsangehörigkeit eines Drittstaates ist seit 2013 

kontinuierlich gestiegen und ist in 2019 mit gut 64 % auf einem neuen Höchststand. 

Zwar ist die Anzahl der Antragsteilenden mit syrischer Staatsangehörigkeit deutlich 

rückläufig im Vergleich zu den Vorjahren (-26 % gegenüber 2018), dafür sind vermehrt 

Antragstellungen tunesischer, philippinischer und albanischer Staatsangehöriger zu 

verzeichr1en. Auch der Anstieg der Zahl der Antragstellungen türkischer und kosovari­

scher Staatsangehöriger bewegt sich verglichen zum Vorjahr in einem höheren zwei­

stelligen Prozentbereich . 
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liil EU liil Drittstaatler 

Abbildung 5) - Anerkennungsverfahren1l für alle Berufe nach Staatsangehörigkeit der Antragstellen­

den 20192l im Vergleich zu den Vorjahren 

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei der Aufschlüsselung nach Ausbildungsstaat der An- · 

tragstellenden. Die Mehrheit der Antragsteilenden legt Zeugnisse eines Drittstaates 

vor. Der Anteil der Verfahren zur Anerkennung von Zeugnissen eines Drittstaates 

steigt seit 2013 kontinuierlich an .und macht aktuell knapp 69 % aller Anerkennungs­

verfahren aus. 



Sowohl die Zahl der Verfahren von Antragstellenden mit EU-Staatsangehörigkeit als 

auch die Zahl der Anerkennungsverfahren für Zeugnisse aus EU-Staaten sind nach 

absoluten Zahlen 2019 weiter angestiegen. 
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Abbildung 6) -Anerkennungsverfahren1l für alle Berufe nach Ausbildungsstaat der Antragsteilenden 

2019 2l im Vergleich zu den Vorjahren 

Zum dritten Mal in Folge sind nicht deutsche Staatsangehörige die antragsstärkste 

Gruppe, sondern Syrer. Syrische Staatsangehörige sind sowohl bei Berufen nach Bun­

desrecht als auch nach Landesrecht die .stärkste Antragstellergruppe. Allerdings ist die 

Zahl der Anerkennungsverfahren von Antragstellenden mit syrischer Staatsangehörig­

keit im Vergleich zu 2018 um 26 %, und somit deutlich, gesunken. 

überproportional angestiegen ist die Zahl der Antragstellenden aus Tunesien (+247 

%) . Auch Antragstellende von den Philippinen (+142 %) sowie aus Albanien (+133 %) 

sind im Vergleich zum Jahr 2018, aber auch zu früheren Jahren insgesamt, prozentual 

deutlich verstärkt in Berufsanerkennungsverfahren eingetreten. Antragstellende aus 

allen drei Ländern sind vorrangig im Bereich der Pflegeberufe beschäftigt. 
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Ein nennenswerter Anstieg ist zudem erneut bei Antragstellungen serbischer Staats­

angehöriger zu verzeichnen. Zwar fällt der Anstieg im Vergleich zu 2018 nur noch halb 

so hoch aus, ist mit einem Zuwachs von 47 % jedoch noch immer erheblich. 

Die Zahl der Antragstellungen von Personen mit deutscher Staatsangehörigkeit ist im 

Vergleich zum Vorjahr mit einem moderaten Anstieg von gut zwei Prozent konstant 

geblieben. Mit insgesamt 1.062 Antragstellungen liegen deutsche Staatsangehörige 

noch immer auf dem zweiten Platz dieser Statistik. 

Anerkennungsverfahren2> 

Rang Rang Staatsangehörigkeit 2019 2018 Veränderung zum 2019 2018 Vorjahr (%)3> 

1 1 Syrien 1242 1674 -25,9 

2 2 Deutschland 1062 1041 + 2,1 

3 3 Serbien (ohne Kosovo) 798 543 +47,2 

4 4 Polen 567 498 + 13,8 

5 5 Bosnien und Herzegowina 540 414 + 30,7 

6 9 Türkei 393 216 + 81,5 

7 14 Philippinen 387 159 + 141,9 

8 6 Rumänien 375 351 + 7,4 

9 8 Iran 363 240 + 51,5 

10 23 Tunesien 327 93 + 246,8 

Abbildung7)-Top 10 der Anerkennungsverfahren1l 20192
) nach Staatsangehörigkeit im Vergleich zu 

2018 

Die vorgenannte Zahl der Anerkennungsverfahren von Antragstellenden mit syrischer 

Staatsangehörigkeit korreliert mit dem Absinken von Anerkennungsverfahren für 

Zeugnisse aus Syrien (-26 %). Trotzdem kommen auch hierbei erneut die meisten 

Zeugnisse, die den zuständigen Stellen vorgelegt werden, aus Syrien. Diese statisti­

sche Auswertung zeigt jedoch auch einen sehr stark gestiegenen Anteil an vorgelegten 

Zeugnissen aus Tunesien (+226 %), von den Philippinen (+143 %) sowie aus Albanien 

(+121 %). Analog zur Zahl der Anerkennungsverfahren nach Staatsangehörigkeit ist 

auch die Anzahl der vorgelegten Berufsabschlusszeugnisse aus Serbien erneut ge­

stiegen (+43 %). 



Anerkennungsverfahren2> 

Rang Rang 
Ausbildungsstaat 2019 2018 Veränderung zum 2019 2018 

Vorjahr (%)3
> 

1 1 Syrien 1218 1644 -26,0 

2 3 Serbien (ohne Kosovo) 807 564 + 43,3 

3 2 Polen 654 585 + 11,8 

4 5 Bosnien und Herzegowina 612 471 + 29,4 

5 6 Rumänien 459 408 + 12,3 

6 9 Türkei 429 240 + 79,9 

7 4 Niederlande 411 510 -19,4 

8 15 Philippinen 393 162 + 143,2 

9 8 Iran 363 240 + 51,7 

10 7 Griechenland 321 264 + 21,5 

Abbildung 8) - Top 10 der Anerkennungsverfahren1l 2019 nach Ausbildungsstaat im Vergleich zu 

2018 

Das Geschlechterverhältnis der Antragstellenden ist im Jahr 2019 erstmalig deutlich 

zu Gunsten weiblicher Antragstellerinnen ausgefallen. Sie stellen rund 56 Prozent aller 

Antragstellenden. Insgesamt divergiert das Geschlechterverhältnis jedoch weiter stark 

zwischen den einzelnen Berufsgruppen. In den Bereichen „Kaufmännische Dienstleis­

tungen, Warenhandel, Vertrieb, Hotel und Tourismus", ,,Gesundheit, Soziales, Lehre 

und Erziehung" und vor allem „Sprach-, Literatur-, Geistes- Gesellschafts- und Wirt­

schaftswissenschaften, Medien, Kunst, Kultur und Gestaltung" stellen Frauen den 

Großteil der Anträge auf Berufsanerkennung. Erstmalig überhaupt sind zudem Verfah­

ren im Bereich „Unternehmensorganisation, Buchhaltung, Recht und Verwaltung" sehr 

eindeutig zu Gunsten weiblicher Antragstellerinnen verteilt. Deutlich mehr männliche 

Antragsteilende als weibliche gibt es hingegen in den Bereichen „Rohstoffgewinnung, 

. Produktion und Fertigung", ,,Bau, Architektur, Vermessung und Gebäudetechnik" und 

„Verkehr, Logistik, Schutz und Sicherheit". Dies korrespondiert mit den allgemeinen 

branchenspezifischen Geschlechterverhältnissen. 

Insgesamt ist erkennbar, dass in vier von neun Berufshauptgruppen Verfahren weibli­

cher Antragstellerinnen deutlich überwiegen, in fünf der neun Berufshauptgruppen 

Verfahren männlicher Antragstellender sehr stark repräsentiert sind. Ob hieraus ein 

Gendertrend abgeleitet werden kann, bleibt in den kommenden Jahren zu beobachten. 
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Abbildung 9) -Anerkennungsverfahren1l nach Berufshauptgruppen und Geschlecht 20192l 

Nach wie vor wird insbesondere im Bereich der medizinischen und nicht-medizini­

schen Gesundheitsberufe der Großteil aller Anträge gestellt. Insgesamt wurden 2019 

in den medizinischen Gesundheitsberufen 6.312 Anträge auf Berufsanerkennung ge­

stellt. Die . meisten Anträge wurden .mit 3.522 Anerkennungsverfahren für den Beruf 

Gesundheits- und Krankenpfleger/-in gestellt. Für diesen Beruf hat sich die Anzahl der 

Anträge gegenüber dem Vorjahr mehr als verdoppelt (2018: 1.683, +109 %). Dieser 

Anstieg könnte möglicherweise auch auf die Initiative „Konzertierte Aktion Pflege" des 

Bundesministeriums für Gesundheit zurückzuführen sein. Am zweithäufigsten wurden 

mit 1.542 Anträgen Anerkennun'gsverfahren für den Beruf Arzt/Ärf'.tin bearbeitet (2018: 

1.416, +9 %). Auf Platz drei folgten mit 750 Verfahren die Ingenieurinnen beziehungs­

weise Ingenieure (2018: 780, -3,5 %) . 

Im Vergleich zum Vorjahr gab es neben dem Beruf Gesundheits- und Krankenpfleger/­

in deutliche Steigerungen in der Zahl der Anträge für die Referenzberufe Zahnmedizi­

nische/-r Fachangestellte/-r (+ 441 %), Kinderpfleger/-in (+ 54 %) und Architekt/-in 
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(+ 51 %). Bei zwei Referenzberufen, die noch im Jahr 2018 zum Teil hohe Antrags­

steigerungen zu verzeichnen hatten, gab es in 2018 hingegen eine rückläufige Ent­

wicklung. So sank die Anzahl der Anträge für den Beruf Zahnarzt/-ärztin von 282 im 

Jahr 2018 (+86 % gegenüber 2017) auf nur noch 186 Anträge (-34 % gegenüber 

2018), der Beruf Physiotherapeut/-in von + 8,5 % Antragssteigerung in 2018 auf einen 

Wert von - 50 % (144 Antragsverfahren in 2019 gegenüber 288 Antragsverfahren in 

2;018). Demzufolge ist der Beruf Physiotherapeut/-in aus der TOP 10 der Anerken­

nungsverfahren nach Referenzberufen herausgefallen. 

• Gesundheits-und Krankenpfleger/-in 

• Arzt/Ärztin (Erteilung der Approbation) 

• lnge·nieur/-in 

• Sozialpädagoge/-pädagogin, 
Sozialarbeiter/-in 

• Erzieher/-in (Staatlich anerkannt) 

• Kaufmann/-frau für Büromanagement 

• Lehrer/-in 

• Zahnarzt/-ärztin (Erteilung der 
Approbation) 

Apotheker/-in (Erteilung der 
Approbation) 

• Elektroniker/-in (ohne FR-Angabe) 

Abbildung 10) - Top 10 der Anerkennungsverfahren1l 20192
) nach Referenzberufen 
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Abbildung 11) - Top 6 der Anerkenriungsverfahren1l 20192
) nach Referenzberufen im Vergleich zu 

den Vorjahren 

Im Durchschnitt dauern Anerkennungsverfahren etwa 77 Tage und damit nochmals 

rund fünf Tage weniger als im Vorjahr (82 Tage). 

Durchschnittliche Dauer in Tagen 

Handwerk 

Öffentlicher Dienst 

Freie Berufe 

Industrie, Handel u.a . 13s,7 

Insgesamt 

0 20 40 60 80 100 120 140 160 

Abbildung 12) - Dauer3l der Anerkennungsverfahren 1l alle Berufe 20192) nach zuständiger Stelle 
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In· nahezu allen Berufssparten konnte die durchschnittliche Verfahrensdauer im Ver­

gleich zum Vorjahr gesenkt werden. Lediglich im Bereich des Handwerks ist die Bear­

beitungsdauer leicht gestiegen. Auf eirie · Betrachtung der landwirtschaftlichen und 

hauswirtschaftlichen Berufe wurden wegen zu geringer Fallzahlen verzichtet. 

Erläuternd sei für die Berufe, die bei den zuständigen Stellen des öffentlichen Dienstes 

bearbeitet werden, darauf hingewiesen, dass die Landesverwaltung auch für die 

Durchführung der Verwaltungsverfahren in einigen bundesrechtlich geregelten ·Beru­

fen zuständig ist. So liegen auch die Gesundheitsberufe mit Approbation und die 

Pflege- und Gesundheitsfachberufe in der Zuständigkeit der Landesverwaltung. Für 

diese Berufsgruppen hat der Bund die Gesetzgebungskompetenz. Daraus resultieren 

andere Rechtsgrundlagen für die Berufsanerkennungsverfahren, die in den jeweiligen 

Berufsgesetzen geregelt sind. Für die Feststellung der Gleichwertigkeit können daher 

abweichende Fristen gelten (z.B. Viermonatsfrist bei den Ärztinnen/Ärzten) . Für diese _ 

Berufe gilt nur der§ 22 BQFG NRW, die statistische Erfassung. Das BQFG NRW oder 

das BQFG (Blind) finden darüber hinaus keine Anwendung. 

200 

180 

160 

140 

120 

100 

80 

60 

40 

20 

0 
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Abbildung 13} -Anerkennurigsverfahren 1l für alle Berufe nach Dauer3l der Entscheidung und zustän­

diger Stelle 20192l im Vergleich zu den Vorjahren 

Knapp drei Viertel aller abgeschlossenen Verfahren (72,5 %) werden in weniger als 

drei Monaten abschließend bearbeitet, rund 90 % in weniger als einem halben Jahr. 
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Abbildung 14) - Dauer3l der Anerkennungsverfahren1l alle Berufe 20192! 

Hinweis für alle Abbildungen : Enthalten gerundete Werte. Die Angaben zu Drittstaatlern erfassen auch „Sonstige Personen" (Staatenlose, 
Ungeklärte Staatsangehörigkeiten, ohne Angaben) 

Anmerkungen zum Berichtsjahr: 
Laut Verordnung zur Änderung der AnerkennungsVO Berufsq ualifikation Lehramt vom 11.01.2016 werden ab dem Berichtsjahr 2016 die 
Anerkennungsverfahren von Lehrkräften (Referenzlaufbahn „ Lehrer/in " ) mit EU-Lehramtsqualifikationen in NRW erhoben. 
Die dazugehörige Landessta tistik wird gemäß §27 geregelt. · 

Anmerkungen zu den Fußnoten: 
1) Die Meldung bzw. Entscheidung bzgl. der Dienstleistungsfreiheit (nach Art.7 Abs.1 oder 4 der Richtlini e 2005/36/EG) ist kein Be­

standteil dieser Auswertung. 
2) Die gemeldeten Anerkennungsverfahren im Berichtsjahr können sich auf das aktuelle Jahr als auch auf z.T. offene Verfahren aus 

dem Vorjahr beziehen. 
3) Die Anerkennung der im Ausland erworbenen Berufsqualifikatio·n kann aufgrund unterschiedli_cher Besond erheiten erfolgen, die 

zu einer Verkürzung der Antragsdauer (z. B. eine Vereinfachung der Anerkennung durch den europäischen Berufsa usweis (erst­
mals für das Berichtsjahr 2016) oder zu einer Verlängerung (u.a. durch eine Fristverlängerung) führen kann. 
Bei komplexeren Verfahren, in denen beispielsweise externe Sachverständige eingeschaltet oder Unterlagen nachgefordert wer-
den, wird die Entscheidungsfrist gehemmt. · 

Stand: 03.06.2020 Quelle: IT.NRW - Statistisches Landesamt 

Wie oben bereits erwähnt, liegt die durchschnittliche Verfahrensdauer bei etwa 77 Ta­

gen und somit klar unter der rechtsverbindlichen Zielmarke von 90 Tagen. 

Bei einer Aufteilung in bundes- sowie l;mdesrechtlich geregelte Berufe fällt auf, dass 

Verfahren, die nach bundesrechtlichen Regelungen zu prüfen sind, mit durchschnitt­

lich rund 67 Tagen deutlich zügiger abgeschlossen werden, als Verfahren, in denen 

eine landesrechtliche Regelung im Prüfverfahren anzuwenden ist (durchschnittlich 110 

Tage). 
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Es ist allerdings anzumerken, dass die Daten zur Veriahrensdauer nur bedingt belast­

bar sind, da sich gezeigt hat, dass Statistikmerkmale zur Erhebung der Veriahrens­

dauer. verschiedenen Orts lückenhaft oder fehlerhaft erhoben wurden. Die noch immer 

relativ lange Veriahrensdauer in den Handwerksberufen sei beispielsweise darauf zu..: 

rückzuführen, dass vielfach statt des Datums der Vollständigkeit der Unterlagen das 

Datum des Antragseingangs eriasst wurde. Außerdem wurde bei einigen Veriahren 

vergessen, den Zeitpunkt der Entscheidung und damit das Ende des Veriahrens zu 

eriassen. 

Als Maßnahme zur Verbesserung der Datenerhebung ist für das erste Halbjahr 2021 

abermals eine Schulungsveranstaltung zur Informationsauffrischung für alle zuständi­

gen Stellen geplant, um eine korrekte statistische Eriassung zu gewährleisten. Dies 

geschieht auch vor dem Hintergrund geplanter Anpassungen des § 22 BQFG NRW 

zur statistischen Eriassung. Aufgrund von hohen Personalfluktuationen bei einzelnen 

zuständigen Stellen wird geprüft, das Schulungsangebot in regelmäßigen Zeitabstän:­

den durchzuführen. 

Beispielhaft seien einige der Berufe hinsichtlich der durchschnittlichen Bearbeitungs­

dauer dargestellt, in denen in 2019 eine große Zahl an Anerkennungsveriahren an­

hängig waren. Im Bereich der lehrenden und ausbildenden Berufe dauerten die Ver­

fahren durchschnittlich rund 154 Tage, Sozialpädagoginnen und -pädagogen bezie­

hungsweise Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter konnten durchschnittlich rund 122 

Tage nach Antragstellung mit einer Bescheidung rechnen. Anerkennungsveriahren in 

der Informatikbranche wurden nach durchschnittlich rund 138 Tagen zum Abschluss 

gebracht, während es im Bereich der maschinen- und fahrzeugtechnischen Berufe 156 

Tage dauerte. 

Bei den Heilberufen mit Approbation dauerten die Veriahren bei den Bezirksregierun­

gen im Durchschnitt rund 39 Tage und damit rund fünf Tage länger als im Vorjahr (34 

Tage). Es zeigte sich im Jahr 2018 jedoch, dass Statistikmerkmale zur Veriahrens­

dauer nicht durchgehend einheitlich und veriahrenskonform erhoben wurden. Diese 

statistischen Abweichungen konnten für das Jahr 2019 weitestgehend ausgeräumt 

werden. Die durchschnittliche Dauer von 39 Tagen bildet nunmehr einen realistischen 
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und statistisch haltbaren Wert ab. Insgesamt ist festzustellen, dass sich im Gesund­

heitsbereich die Dauer der Verfahren gegenüber früheren Jahren tatsächlich nennens­

wert und nachvollziehbar verbessert hat. 

Im Bereich der Pflege- und Gesundheitsfachberufe wurden im Jahr 2019 insgesamt 

3.588 Anträge gestellt, 2018 waren es noch 2.631 Anträge. Dies entspricht einer Stei­

gerung von gut 36 %. Auch für das Jahr 2020 wird eine weitere Steigerung der An­

tragszahlen erwartet. In diesem Berufszweig ist die durchschnittliche Verfahrensdauer 

erneut gesunken auf nunmehr noch 54 Tage. Die Dauer der Verfahren wird insbeson­

dere vor dem Hintergrund stark gestiegener Antragszahlen für Zeugnisse aus Dritt­

staaten als äußerst positiv bewertet. 

III. Flüchtlingssituation und Berufsanerkennung 

Da der Aufenthaltsstatus von Antragstellern kein Teil der Statistik und des Anerken­

nungsverfahrens ist, kann nur vermutet werden, dass es sich bei Antragstellern mit 

bestimmten Staatsangehörigkeiten typischerweise um Geflüchtete handelt. 

Mit 1242 Anträgen von syrischen Staatsangehörigen, dazu 363 iranischen Staatsan­

gehörigen, hat es 2019 im Vergleich zu den Vorjahren einen spürbaren Rückgang in 

der Zahl der Verfahren von Staatsangehörigen aus zwei der Hauptfluchtländer gege­

ben. Syrer stellen damit trotz des zahlenmäßigen Rückgangs im dritten Jahr in Folge 

die stärkste Gruppe von Antragstellenden vor Deutschen und Serben. Auch die Zahl 

der Antragstellenden aus dem Irak, bei denen ein Fluchthintergrund vermutet werden 

kann, war 2019 rückläufig. Iraker stellten 156 Anträge auf Anerkennung der Berufs­

qualifikation. Damit ist die Gruppe der Antragstellenden mit irakischer Staatsangehö­

rigkeit im entsprechenden Ranking um sechs Plätze auf Rang 18 gesunken. 

Die im Jahr 2015 erstmalig aufgestellte Vermutung, dass Syrer als Hauptflüchtlings­

gruppe dieses Jahres, die zunächst in Sprach- und Integrationskurse eingemündet 

sind, nach und nach in steigender Zahl Anerkennungsverfahren betreiben oder es 

ihnen angeraten wird (durch Bundesagentur für Arbeit, Beratung, Migrantenselbsthil­

fevereine, etc.), schwächt sich nunmehr, nach Jahren deutlichen Anstiegs, erstmalig 

ab. 
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Ein Anstieg um 81,5 % auf 393 Antragstellungen ist hingegen bei türkischen Staats­

angehörigen festzustellen. Auch bei dieser Personengruppe ist die Wahrscheinlichkeit 

eines Fluchthintergrundes relativ hoch. 

Angestiegen ist zudem die Zahl der Antragsverfahren von Staatsangehörigen aus In­

dien (+37,5 % gegenüber 2018) und Marokko (+54 % gegenüber 2018). Da beide Län­

der in der Anlage zu § 38 der Beschäftigungsverordnung - der sogenannten WHO­

Liste - aufgeführt sind, darf eine Anwerbung von Arbeitskräften in diesen Staaten und 

die Arbeitsvermittlung aus diesen Staaten für eine Beschäftigung in Gesundheits- und 

Pflegeberufen nur von der Bundesagentur für Arbeit durchgeführt werden. Ein Flucht­

hintergrund dieser Staatsangehörigen ist zwar nicht in jedem Falle intendiert, kann 

aber auch nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden. 

IV. Ziele der Landesregierung 

Die Landesregierung sieht in der Anerkennung im Ausland erworbener Berufsqualifi­

kationen ein herausragendes Instrument sowohl zur Integration von Migrantinnen und 

Migranten als auch zur Fachkräftesicherung. Mit ihrer Anerkennung in einem transpa­

renten, qualitätsgesicherten Prozess ist die Botschaft verbunden, dass die im Ausland 

erworbenen Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse der Menschen auch in Nord­

rhein-Westfalen wertvoll und willkommen sind. Die Berufsanerkennung ist somit ein 

wesentlicher Meilenstein der nordrhein-westfälischen Willkommenskultur. 

Menschen, die über eine ausländische Berufsqualifikation verfügen und ihr Können 

und ihre Kompetenzen bereits durch Berufstätigkeit im Ausland nachgewiesen haben, 

sollen nicht an bürokratischen Hürden scheitern. Die Landesregierung ist deshalb be­

strebt, Qualifikationen so schnell und so gut wie möglich nutzen zu können. 

Die Anerkennung von Berufsabschlüssen bietet gute Chancen für den Einstieg in den 

Arbeitsmarkt in Nordrhein-Westfalen. Die Verfahren sind zugleich eine Grundlage für 

die Aufnahme einer qualifizierten Beschäftigung. Damit kann eine berufliche Unterfor­

derung vermieden und eine angemessene Vergütung ermöglicht werden. 

Die Landesregierung verfolgt das Ziel, landesweit zügige, effiziente und qualitätsgesi­

cherte Verfahren der Anerkennung von Berufsqualifikationen zu etablieren. 



Hierzu ist es auch weiterhin Aufgabe aller Fachressorts, die notwendigen personellen 

Stützungen der zuständigen Stellen zu gewährleisten, um das durch das Fachkräf­

teeinwanderungsgesetz erwartete Mehr an Anträgen aus dem Ausland auch zeitnah 

und qualitativ hochwertig bearbeiten zu können. Um diesen und weiteren Anforderun­

gen des Fachkräfteeinwanderungsgesetzes gerecht zu werden, sind alle Fachressorts 

in der Pflicht, die Anerkennung im Ausland erworbener Berufsabschlüsse als eine der 

zentralen Aufgaben bei der Weiterentwicklung des Landes Nordrhein-Westfalen anzu­

sehen und bestmöglich zu forcieren. 

Das MAGS hat im antragsstarken Gesundheitsbereich die zuständige Stelle in Nord­

rhein-Westfalen bei der Bezirksregierung Münster zentralisiert. Darüber hinaus werden 

die Verwaltungsverfahren sukzessive digitalisiert. Durch diese Schritte wird ein wichti­

ger Beitrag zur Fachkräftesicherung geleistet. 

Nordrhein-Westfalen steht mit den übrigen Bundesländern, aber auch mit benachbar­

ten Staaten, in einem stetigen Wettbewerb um qualifiziertes Fachpersonal. Die Lan­

desregierung sieht es daher als ihre Verantwortung, im Vergleich zu anderen Bundes­

ländern ebenso wie im Vergleich mit den übrigen Staaten der EU, auch weiterhin Maß­

stäbe zu setzen und einerseits die im Land bereits. vorhandenen Potentiale zu heben 

sowie andererseits die durch das im März 2020 in Kraft getretene Fachkräfteeinwan­

derungsgesetz eröffneten Möglichkeiten der Fachkräftegewinnung aus dem Ausland 

zu nutzen. 
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